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Der Bundesminister der Verteidigung 
Org 1 - Az. 10-10-01 


Bonn, den 30. Januar 1969 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.; Wehrbereichs Verwaltung IV 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
- Drucksache V/3663 - 


Die Kleine Anfrage der Fraktion der FDP beantworte ich namens 
der Bundesregierung wie folgt: 


1. Welche Gründe haben die Bundesregierung seinerzeit dazu be- 
stimmt, eine gemeinsame Wehrbereichsverwaltung für die Län- 
der Hessen, Rheinland-Pfalz und Saarland zu schaffen ? 


Die regionalen Zuständigkeiten der Wehrbereidisverwaltungen 
sind in Anlehnung an die militärische territoriale Gliederung 
festgelegt worden, nach der das Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland in 6 etwa gleich große Wehrbereiche aufgeteilt 
ist. Diese Wehrbereiche decken sich entweder mit dem Gebiet 
eines Bundeslandes (Wehrbereich III: Nordrhein-Westfalen, 
Wehrbereich V: Baden-Würtemberg, Wehrbereich VI: Bayern) 
oder umfassen die Gebiete mehrerer Bundesländer (Wehrbe- 
reich I: Schleswig-Holstein und Hamburg, Wehrbereich II: Nieder- 
sachsen und Bremen, Wehrbereich IV : Hessen, Rheinland-Pfalz 
und Saarland). In jedem dieser Wehrbereiche steht neben dem 
Wehrbereichskommando als der militärischen Kommandobe- 
hörde jeweils eine Wehrbereichsverwaltung als Verwaltungs- 
behörde der Mittelinstanz. 


2. Hat sich die gemeinsame Wehrbereichsverwaltung bewährt? 

Die Aufteilung des Bundesgebietes in 6 Wehrbereiche und die 
daraus resultierende Gliederung der territorialen Bundeswehr- 
verwaltung auf der Ebene der Mittelbehörden in 6 Wehrbe- 
reichsverwaltungen hat sich bewährt? sie hat sich als ratio- 
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nelle Organisationsmaßnahme erwiesen. So weist auch der 
Arbeitsanfall bei den 6 Wehrbereichsverwaltungen insgesamt 
keine wesentlichen Unterschiede auf. 

Das gilt auch für die Wehrbereichsverwaltung IV. Da die 
Hauptstädte der Bundesländer Hessen und Rheinland-Pfalz 
aneinander grenzen, ist die Möglichkeit der Wehrbereichsver- 
waltung IV in Wiesbaden, jederzeit rasch Verbindungen zu 
den beiden Landesregierungen aufzunehmen, gesichert. Den 
Kontakt zu der Regierung des Saarlandes stellt die Außen- 
stelle der Wehrbereiciisverwaltung IV in Saarbrücken sicher. 


3. Wenn ja, hält es die Bundesregierung für möglich, weitere Be- 
hörden in diesen drei Ländern zusammenzufassen? 

4. An welche Behörden könnte man denken und welche Gesetzes- 
initiativen wären dazu notwendig? 

Die Zusammenfassung w^eiterer Bundesbehörden in den Län- 
dern Hessen, Rheinland-Pfalz und Saarland ist nach Auffassung 
aller insoweit betroffenen Ressorts unzweckmäßig. Die den 
verschiedenen Bundesministerien nachgeordneten Behörden in 
diesen 3 Ländern sind teilweise entweder Behörden, deren 
Zuständigkeiten sich auf das gesamte Bundesgebiet erstrecken 
oder die - wie die Bundesbahn- und Wasser- und Schiffahrts- 
direktionen nach verkehrswirtschaftlichen Gründen abge- 
grenzte, nicht mit den Ländergrenzen übereinstimmende Zu- 
ständigkeitsbereiche haben. Soweit in den 3 Ländern inner- 
halb der Landesgrenzen gleichartige Behörden bestehen (OFD, 
OPD), steht eine Zusammenfassung dem optimalen Wirkungs- 
grad entgegen, den sie innerhalb ihrer jetzigen Zuständig- 
keitsbereiche erzielen. 

Damit erübrigt sich die Stellungnahme zu Nr. 4 der Kleinen 
Anfrage. 


Schröder 
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